Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2731 


Der Bundesminister des Innern 

U II 2 -02 -01 -27/71 


Bonn, den 18. Oktober 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verkehr und Umwelt 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
- Drucksache VI/2622 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen im Namen der Bundesregierung wie folgt: 


1. Da auch bei Großfahrzeugen durch entsprechende Einstellung der 
Dieselmotoren erreicht werden kann, daß andere Verkehrsteil- 
nehmer durch Abgase kaum belästigt werden, fragen wir die 
Bundesregierung: 

a) Sind nicht die bisherigen Schwierigkeiten bei der Über- 
wachung dadurch aufgetreten, daß die ordnungsgemäße Ein- 
stellung der Motoren bei fahrenden Fahrzeugen nur unter 
Schwierigkeiten zu kontrollieren war? 

b) Wäre es nicht zweckmäßig, die Auspuffmündungen einheit- 
lich nach oben führen zu lassen, damit bildlich und damit 
beweiskräftig die Rußimmissionen dieser fahrenden Fahr- 
zeuge festgestellt werden können? 

c) Bestehen gegen eine solche Regelung, wie sie § 47 Abs. 2 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung bereits zuläßt und 
wie sie bei öffentlichen Verkehrsmitteln zahlreicher Städte in 
der Bundesrepublik und einigen Großstädten schon gehand- 
habt wird, Bedenken? 

Zu l.a) 

Die bisherigen Schwierigkeiten bei der Überwachung haben ihre 
Ursache in dem Fehlen konkreter Meßvorschriften für die 
Begrenzung der Emission luftverunreinigender Stoffe aus Diesel- 
motoren und in der Überlastung der Verkehrspolizei. Deutlich 
sichtbare Emissionen von Ruß und unverbrannten Kraftstoff- 
teilchen sind vermeidbar, wenn die Motoren ordnungsgemäß 
eingestellt, gewartet und sachgemäß betrieben werden. Der- 
artige Emissionen sind ohne Schwierigkeiten bei fahrenden 
Fahrzeugen auch dann festzustellen, wenn die Mündungen der 
Auspuffrohre nach hinten oder nach hinten links gerichtet sind. 
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Zu l.b) 

Eine Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften über 
Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft durch Emis- 
sionen von luftverunreinigenden Stoffen aus Dieselmotoren 
wird voraussichtlich in absehbarer Zeit verabschiedet. Danach 
soll künftig an jedem Fahrzeug ein Kennzeichen angebracht 
werden, das den bei der Typprüfung mit einem Trübungsmeß- 
gerät ermittelten Wert angibt. Deshalb kann die Emission be- 
weiskräftig nur mit einem an das Auspuffrohr angeschlossenen 
Trübungsmeßgerät überprüft werden. 

Zu 1. c) 

Hochgezogene Auspuffrohre würden die Messungen mit Trü- 
bungsmeßgeräten erheblich erschweren. Nach oben abgeleitete 
Auspuffgase verschmutzen die Aufbauten und ggf. auch die 
Ladung des Fahrzeuges und des Anhängers; eine erhöhte Brand- 
gefahr sowohl für das Fahrzeug als auch für Garagen und Werk- 
hallen ist nicht auszuschließen. Für die in der Verwirbelungs- 
zone folgenden Kraftfahrer kann nach oben abgeleiteter Diesel- 
rauch besonders unangenehm sein. In besiedelten Gebieten wür- 
den Ruß- und Kraftstoffreste in die Höhe des ersten und zweiten 
Stockwerkes, in denen sich überwiegend Wohnungen befinden, 
emittiert und von dort wieder absinken, so daß die Zone der 
Belästigung vergrößert würde. In besonders gelagerten Einzel- 
fällen kann es aber - z. B. zum Schutz von Personen, die sich 
unmittelbar am haltenden Fahrzeug aufhalten müssen - ange- 
bracht sein, die Auspuffgase nach oben abzuleiten. Keine der 
drei nach § 47 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
zugelassenen Auspuffrichtungen kann so viele Vorteile auf sich 
vereinigen, daß es gerechtfertigt wäre, ausschließlich eine Rich- 
tung zwingend vorzuschreiben. 


2. Unter Bezugnahme auf die Antwort der Bundesregierung auf 
Drucksache VI/1971 zu der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Hirsch, Dichgans, Mertes und Genossen auf Drucksache VI/1889 
fragen wir die Bundesregierung: 

a) Wie ist „die in Betracht gezogene Steuerbegünstigung für 
Elektrofahrzeuge" gedacht, damit „ein erhöhter Anreiz zum 
Kauf dieser Fahrzeuge" gegeben ist? 

b) Sollten die Steuervorschriften für Elektrofahrzeuge nicht 
schon erlassen sein, bevor bestimmte Typen angeboten wer- 
den, damit die Entwicklung beschleunigt oder gegebenenfalls 
durch die neuen Vorschriften beeinflußt wird? 

c) Ist die Beibehaltung des Führerscheins für Elektrofahrzeuge 
im Hinblick auf diese Entwicklung und die nur noch historisch 
erklärbare Existenz dieses besonderen Führerscheins noch 
sinnvoll? 

Zu 2. a) 

Im Rahmen der Arbeiten an der Steuerreform wird gegenwärtig 
der Entwurf eines neuen Kraftfahrzeugsteuergesetzes ausge- 
arbeitet. Der Entwurf wird auch Regelungen über die künftige 
steuerliche Behandlung der Elektrofahrzeuge enthalten. Er wird 
demnächst in seinen Einzelheiten zur Diskussion gestellt. 
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Zu 2. b) 

Der Gesetzentwurf mit den Vorschriften zur steuerlichen 
Behandlung der Elektrofahrzeuge ist als Bestandteil der Steuer- 
reform vorgesehen. Die für Elektrofahrzeuge bestimmten Vor- 
schriften können aber schon vorher in Kraft gesetzt werden, 
wenn dieses im Zuge der technischen Entwicklung, die von der 
Bundesregierung weithin gefördert und beobachtet wird, zweck- 
mäßig ist. 

Zu 2. c) 

Die Beibehaltung der besonderen Fahrerlaubnis für Elektro- 
fahrzeuge ist nicht nur historisch zu erklären, sondern hat ihren 
Grund in dem unterschiedlichen Fahrverhalten und den unter- 
schiedlichen Anforderungen an den Führer solcher Fahrzeuge, 
liegt also im Interesse der Verkehrssicherheit. Schon jetzt wer- 
den bei der Umschreibung bestehender langjähriger Fahrerlaub- 
nisse in Fahrerlaubnisse zum Führen von Elektrofahrzeugen 
weitgehend Erleichterungen gewährt. Die Bundesregierung 
prüft darüber hinaus zusammen mit den zuständigen obersten 
Landesbehörden und technischen Beratungsgremien die Mög- 
lichkeit, noch weitergehende Erleichterungen für den Erwerb 
dieser Fahrerlaubnis zu schaffen. 


3. Auf der Konferenz der International Civil Aviation Organization 
im Dezember 1969 in Montreal wurden Richtwerte für die Lärm- 
entwicklung von Triebwerken der neu zuzulassenden Flugzeuge 
und eine Umrüstung der vorhandenen Flugzeuge beschlossen. 

Großbritannien hat als erstes Land die entsprechenden Richt- 
werte in gesetzliche Bestimmungen umgewandelt. Die schwei- 
zerischen Behörden haben für gewisse Flugzeugtypen ein Start- 
und Landeverbot erlassen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

a) Wann ist mit ähnlichen Bestimmungen zu rechnen? 

b) Wann wird eine Umrüstung auf leisere Triebwerke ein- 
geleitet? 

c) Besteht eine Möglichkeit, diese Vorhaben zum Schutz der 
Flughafen-Anlieger vor den Auswirkungen des Fluglärms 
in vier Jahren durchzuführen? 


Zu 3. a) 

Die Beschlüsse der Konferenz der International Civil Aviation 
Organization (ICAO) vom Dezember 1969 sind in der Bundes- 
republik Deutschland bereits mit Bekanntmachung vom 31. Juli 
1970 in den Nachrichten für Luftfahrer - NFL II - 109/70 - ein- 
geführt. Erfaßt sind von dieser ICAO-Regelung praktisch nur 
neu entwickelte Strahlflugzeugmuster. 

Zu 3. b) 

über eine Umrüstung der vorhandenen Flugzeuge auf leisere 
Triebwerke und über Anforderungen an die weiter gebauten 
älteren Muster war auf der Konferenz wegen der damit verbun- 
denen sehr hohen Kosten und der technischen und betrieblichen 
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Schwierigkeiten kein konkreter Beschluß erreicht worden. Das 
Problem wird jedoch von dem Fluglärm-Ausschuß der ICAO, in 
dem die Bundesrepublik Deutschland vertreten ist, mit großer 
Dringlichkeit behandelt, und es ist zumindest eine Teillösung 
zu erhoffen. 

Zu 3. c) 

In einem Arbeitspapier der Bundesrepublik Deutschland, das im 
November von dem Fluglärm- Ausschuß behandelt wird, ist ein 
Programm vorgeschlagen, das bei kurzfristigem Anlauf eine 
Umrüstung der heute in Betrieb befindlichen Flugzeuge bis 1977 
vorsieht. 

Eine kürzere Frist ist mit Rücksicht auf den erforderlichen Ent- 
wicklungs- und Fertigungsumfang für die Umrüstsätze nicht 
realistisch. 


Genscher 



